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Europäische Industriepolitik im Wandel  
Michael Peneder 

• Die europäische Industriepolitik blickt zurück auf eine wechselhafte Geschichte mit markanten 
Richtungsänderungen.  

• Dabei hat sich zunehmend ein integrierter Ansatz durchgesetzt, der Querschnittsthemen der 
allgemeinen Standortpolitik mit strategischen Schwerpunkten verbindet. 

• Wachsende geopolitische Spannungen legen technologische und strategische Lücken im 
Wettbewerb mit anderen großen Wirtschaftsmächten offen.  

• Fragen der europäischen Souveränität gewinnen an Bedeutung. 

• Mit neuen Instrumenten (z. B. Schlüsseltechnologien, Großprojekte von gemeinsamem europäischem 
Interesse, Investitionskontrolle oder CO2-Grenzausgleich) hat die EU versucht, ihre strategischen 
Handlungsmöglichkeiten beständig zu erweitern. 

 

 
Produktionsindex für die Herstellung von Waren 
2015/2024, 2015 = 100 

 

Im Durchschnitt der EU 27 ist die Industrieproduktion von 2015 bis 2024 um 7,5% gestiegen. 
Spitzenreiter war Dänemark (+65,0%). Österreich liegt mit einem kumulierten Wachstum von 15,1%
innerhalb der EU auf dem 15. Rang. Außerhalb der EU zählen die Türkei, Costa Rica und die 
Schweiz zu den Ländern mit dem stärksten Anstieg der Industrieproduktion. Vergleichbare Daten 
für China liegen nicht vor (Q: Eurostat, OECD, WIFO-Berechnungen. Costa Rica, Israel, Indien, 
Kolumbien, Indonesien, Korea, Mexiko, Kanada, Australien, Chile, USA, Neuseeland, Brasilien, 
Südafrika: letztverfügbares Jahr 2023). 

 

"Von 2015 bis 2024 
ist die Industrie-
produktion im 
Durchschnitt der 
EU 27 lediglich um 
7,5% gewachsen." 
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Europäische Industriepolitik im Wandel  
Michael Peneder 

 
Europäische Industriepolitik im Wandel  
Tiefgreifende technologische, geoökonomische und geo-
politische Herausforderungen prägen die rezente Entwick-
lung der europäischen Industriepolitik. Nach einer langen 
und wechselvollen Geschichte setzt sich zunehmend ein in-
tegrierter Ansatz durch, der "horizontale" Maßnahmen der 
Standortpolitik mit "vertikalen" strategischen Schwerpunk-
ten verbindet. Eine wesentliche Herausforderung für die EU-
Mitgliedsländer besteht darin, sich innerhalb der neuen eu-
ropäischen Schwerpunkte und Netzwerke vorteilhaft zu po-
sitionieren.  

 European Industrial Policy in Transition 
The evolution of European industrial policy has been driven 
by profound technological, geoeconomic and geopoliti-
cal challenges. After a long and complex history, an inte-
grated approach is increasingly gaining traction, combin-
ing general "horizontal" policies with "vertical" strategic in-
terventions. An important challenge for national policies is 
to position itself favourably in the new European priorities 
and networks. 
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1. Einleitung 

Am 16. Jänner 2026 hat die österreichische 
Bundesregierung ihre "Industriestrategie Ös-
terreich 2035" veröffentlicht (Republik Öster-
reich, 2026). Dieser Schritt stellt einen bedeu-
tenden Wendepunkt dar, da es in Österreich 
seit der Krise der verstaatlichten Industrie in 
den 1980er-Jahren und den darauffolgen-
den Privatisierungen keine explizite und als 
solche deklarierte strategische Industriepoli-
tik mehr gegeben hatte1). Österreich zieht 
damit gegenüber langjährigen Entwicklun-
gen auf europäischer Ebene nach: Industrie-
politik in Form von branchen- oder technolo-
giespezifischen "vertikalen" wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen gilt nicht mehr als un-
überbrückbarer Gegensatz zu einer "horizon-
talen" Standortpolitik ohne diskriminierende 

 
1)  Die Betonung liegt hier auf "explizit strategisch". Die 
umfangreiche Arbeit an branchenspezifischen gesetz-
lichen Materien und Verwaltungsleistungen, z. B. in 
den Bereichen Standardisierung oder Produktmarktre-
gulierung, sowie die Mitarbeit in den entsprechenden 
internationalen Gremien sind ein beständiger Be-
standteil von Industriepolitik, der in den akademischen 
und politischen Diskursen zu Unrecht vernachlässigt 
wird. Auch in der Arbeitsmarkt- oder der Innovations-
politik sind thematische Schwerpunkte wie Qualifizie-

Eingriffe. Vielmehr sollen standortpolitische 
Rahmenbedingungen und strategische 
Schwerpunkte einander ergänzen, um die 
Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz der eu-
ropäischen Wirtschaft zu stärken und ange-
strebte Transformationsprozesse zu unterstüt-
zen. 

Die Industriepolitik der EU steht angesichts 
der tiefgreifenden technologischen, 
geoökonomischen und zunehmend auch 
geopolitischen Veränderungen vor großen 
Umbrüchen2). Der globale technologische 
Wandel, die ökologische Transformation, der 
wachsende Wettbewerbsdruck durch China 
sowie die zunehmende Verknüpfung von 
wirtschaftlicher Stärke mit geopolitischen

rungsoffensiven und Schlüsseltechnologien seit lan-
gem etabliert. 
2)  Die Veränderung der internationalen Rahmenbe-
dingungen hat auch in Österreich eine eingehende 
Beschäftigung mit grundlegenden Fragen der Indust-
riepolitik angestoßen. Beispiele mit unterschiedlichen 
Perspektiven sind etwa die Arbeiten von Aiginger und 
Rodrik (2020), Fadinger und Steinwender (2025), 
Felbermayr (2023), Landesmann (2025), Peneder 
(2017, 2026), Polt et al. (2021b), Polt (2025), Raza et al. 
(2025) oder Wanzenböck und Weber (2024). 
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Interessen erfordern allesamt europäische 
Antworten (Peneder, 2026). Die Industriestra-
tegie Österreich 2035 sieht sich daher "eng 
mit europäischen Initiativen und Strategien 

abgestimmt" (Republik Österreich, 2026, 7). 
Dieser Beitrag bietet einen kurzen Überblick 
über die Entwicklung der europäischen In-
dustriepolitik.  

2. Historische Wurzeln  

Industriepolitik hat in Europa eine lange und 
wechselvolle Geschichte. Mit der Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS) im Jahr 1951 waren bereits 
zu Beginn des europäischen Einigungspro-
jektes industriepolitische Agenden von we-
sentlicher Bedeutung. Neben dem friedens-
politischen Anliegen der gegenseitigen Kon-
trolle militärischer Güter wurde etwa ver-
sucht, durch gemeinsame Quoten für Inves-
titionen, die Regulierung von Preisen, oder 
den Abbau von Zöllen nach innen sowie 
Handelsbeschränkungen nach außen die 
Versorgung mit Kohle und Stahl innerhalb 
der Gemeinschaft sicher zu stellen. Ein wei-
teres Beispiel für sektorale Politik ist die 1957 
im Rahmen der Römischen Verträge ge-
gründete Europäische Atomgemeinschaft 
(EURATOM)3). 

Die gleichzeitige Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) zielte 
dagegen vor allem auf den freien Perso-
nen-, Kapital- und Güterverkehr sowie eine 

abgestimmte Handelspolitik im Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes ab, während die tra-
ditionelle Industriepolitik überwiegend in der 
Verantwortung der Nationalstaaten blieb. 
Diese setzten sie auch häufig ein: für direkte 
Förderungen ebenso wie für die Verstaatli-
chung von allgemeinen Versorgungsunter-
nehmen (z. B. in der Verkehrs-, Energie-, oder 
Abfallwirtschaft) oder von Unternehmen in 
"strategisch" als besonders wichtig angese-
henen Branchen (z. B. Bergbau oder Stahlin-
dustrie). In den Jahren des Wiederaufbaus 
nach dem Zweiten Weltkrieg konnte man so 
den Mangel an Kapital für die Industrie ra-
scher überwinden und Konjunkturschwan-
kungen besser ausgleichen. In den betroffe-
nen Branchen entstanden dadurch aber 
auch Überkapazitäten, die mit dem Ende 
des Nachkriegsbooms Krisen verursachten, 
weshalb die Industriepolitik zunehmend ei-
nen defensiven Charakter annahm und Ka-
pazitätsanpassungen sowie den notwendi-
gen Strukturwandel verzögerte.  

3. Zeit der großen Auseinandersetzungen 

All diese Faktoren brachten die traditionelle 
Industriepolitik in den 1970er-Jahren zuneh-
mend in Misskredit. Strategien zur Herausbil-
dung nationaler oder Europäischer Champi-
ons wurden zunehmend als Vorwand für das 
Verschleppen notwendiger Strukturanpas-
sungen angesehen. Ideologische Richtungs-
kämpfe zwischen "Markt" und "Staat" be-
stimmten die Diskussion in den 1980er-Jah-
ren. Die Unfähigkeit der einzelstaatlichen Po-
litik, das "Gefangenendilemma" teurer Sub-
ventionswettläufe zu überwinden, und die 
hohe Wirksamkeit wettbewerblicher Markt-
prozesse beim Auflösen von Überkapazitä-
ten hatten einen nachhaltigen Umschwung 

in Richtung Privatisierung und Deregulierung 
zur Folge. Wirtschaftspolitische Eingriffe in 
einzelne Sektoren wurden nun abgelehnt 
und die Schaffung eines gemeinsamen Bin-
nenmarktes als wichtigster Beitrag zur Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit ange-
sehen. Die im Vertrag von Maastricht 1992 
festgeschriebene Verantwortung der Euro-
päischen Union für die Industriepolitik – im 
Sinne der Förderung der Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie sowie der Koordination na-
tionaler Aktivitäten – wurde als Auftrag zu ei-
ner "horizontalen" Standortpolitik aufgefasst, 
die nicht "vertikal" zwischen verschiedenen 
Wirtschaftszweigen diskriminieren sollte. 

4. Rückkehr der Industriepolitik 
4.1 Integrierte Industriepolitik 

In den 1990er-Jahren hatten die Begriffe 
"Standortpolitik" und "Wettbewerbsfähigkeit" 
weitgehend jenen der "Industriepolitik" ver-
drängt. Allerdings setzte sich zunehmend 
auch die Einsicht durch, dass sich selbst hori-
zontale politische Maßnahmen unterschied-
lich auf die einzelnen Branchen auswirken. 
Als im Jahr 2000 die Lissabon-Strategie sehr 
ambitionierte Ziele für die Wettbewerbs-

 
3)  https://www.europarl.europa.eu/about-
parliament/de/in-the-past/the-parliament-and-the-
treaties/euratom-treaty. 

fähigkeit der EU formulierte, wurde die sekt-
orale Perspektive durch eine auf die konkre-
ten Bedürfnisse einzelner Branchen zuge-
schnittene Umsetzung horizontaler Maßnah-
men aufgewertet. Die Idee einer die Markt-
prozesse begleitenden Strukturpolitik mün-
dete schließlich in einen integrierten Ansatz, 
der "horizontale" und "vertikale" Maßnahmen 
verbinden sollte (Europäische Kommission, 
2005). Angestrebt wurden sowohl eine Ver-
besserung der allgemeinen wirtschaftlichen 
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Rahmenbedingungen, die i. S. der Standort-
politik grundsätzlich alle Wirtschaftszweige 
betreffen, als auch sektorale Initiativen, z. B. 
zur Optimierung bzw. Verbesserung von aus-
gewählten branchenspezifischen Regulie-
rungen.  

Einen einflussreichen Schritt in Richtung stra-
tegischer Schwerpunkte setzte die Europäi-
sche Kommission (2009) mit dem Konzept 
der sogenannten Schlüsseltechnologien 
(Key Enabling Technologies – KET). Diese 
wurden aufgrund ihres Wertschöpfungspo-
tenzials und ihrer Anwendungsbreite als be-
sonders systemrelevant und bedeutsam für 
die Zukunftsfähigkeit der EU eingestuft. In 
den folgenden Jahren entwickelten sich 
Schlüsseltechnologien zu einem wichtigen 
Steuerungsinstrument der Europäischen For-
schungs- und Industriepolitik. Das Programm 
"Horizon Europe" 2021 bis 2027 nennt fol-
gende sechs KET: 

• Fortschrittliche Fertigungstechnologien, 
• Fortschrittliche Werkstoffe, 
• Life-Science-Technologien, 
• Mikro-, Nanoelektronik und Photonik, 
• Künstliche Intelligenz sowie 
• Sicherheits- und Konnektivitätstechnolo-

gien. 

Die Industriestrategie Österreich 2035 knüpft 
mit neun Schlüsseltechnologien an die euro-
päischen Rahmenwerke der Key Enabling 
Technologies sowie des Monitoring-Projektes 
"Advanced Technologies for Industry" (ATI) 
an4). Insgesamt sind die Technologiefelder 
allesamt sehr breit gefasst, was das Ausmaß 
an politischer Steuerung letztlich gering hält 
und viel Spielraum für Spezialisierung entlang 
bestehender komparativer Vorteile belässt5). 

4.2 "Reindustrialisierung" 

Im Jahr 2010 wurde die "integrierte Industrie-
politik" im Rahmen der "Europa 2020"-Strate-
gie zu einer von sieben Leitinitiativen aufge-
wertet (Europäische Kommission, 2010). In ei-
ner Aktualisierung der Strategie setzte sich 
die Europäische Kommission (2012a) zudem 
das Ziel einer aktiven Reindustrialisierung. Bis 
zum Jahr 2020 sollte der Anteil der Industrie 
an der Wertschöpfung der EU auf 20% stei-
gen. Dieses 20%-Ziel bestimmte über viele 
Jahre die industriepolitische Diskussion in der 
EU. Tatsächlich stieg der Wertschöpfungs-

 
4)  Die darin genannten KET finden sich zum Teil unmit-
telbar in der Industriestrategie wieder (z. B. fortschrittli-
che Werkstoffe, fortschrittliche Fertigungstechnolo-
gien, Mikroelektronik und Photonik, Life Science und 
Biotech, KI und Dateninnovation), teilweise sind sie 
dort auf breitere Querschnittsthemen verteilt (z. B. 
Energie- und Umwelttechnologien, Mobilität). Die In-
dustriestrategie hebt zusätzlich besondere nationale 
Schwerpunkte hervor (z. B. Quantentechnologie, Welt-
raum- und Luftfahrttechnologien). 
5)  Hofmann et al. (2025) bieten eine Stärken-Schwä-
che-Analyse Österreichs in ausgewählten Schlüssel-
technologien. 

anteil der Herstellung von Waren von 15,3% 
im Jahr 2012 auf lediglich 16,2% im Jahr 
20236). 

Auf Basis fundamentaler angebots- und 
nachfrageseitiger Überlegungen zum Struk-
turwandel in Richtung Dienstleistungen war 
abzusehen, dass die EU an ihrer ambitionier-
ten Zielsetzung scheitert (Peneder, 2014; 
Peneder & Streicher, 2018). Bestimmende 
Faktoren, wie z. B. sektorale Unterschiede im 
Produktivitätswachstum oder in der Einkom-
menselastizität der Nachfrage, werden wei-
terhin wirken, wenngleich aufgrund aktueller 
Entwicklungen die Wahrscheinlichkeit für 
eine Ausweitung des Industrieanteils tenden-
ziell steigt. Dieser könnte vor allem durch drei 
Mechanismen zunehmen: Erstens, wenn 
neue Bedarfe für industriell gefertigte Waren 
entstehen, z. B. durch neue technische Lö-
sungen zur Verbesserung der Ressourceneffi-
zienz oder durch steigende Militärausgaben. 
Beide Entwicklungen werden von der ange-
strebten ökologischen Transformation und 
Investitionen in die europäische Sicherheits-
infrastruktur angetrieben. Ein zweiter dem 
Industrieanteil zuträglicher Faktor wäre ein 
geringeres Produktivitätswachstum der 
Industrie im Vergleich zu den Dienstleistun-
gen7). Werden höhere Produktivitätsge-
winne in einem Sektor nicht durch ein kräf-
tigeres Wachstum der Nachfrage ausgegli-
chen, sinkt unter Wettbewerbsbedingungen 
ceteris paribus dessen Anteil am nominellen 
Verbrauch und damit auch am Volksein-
kommen. Drittens könnten einzelne EU-Län-
der und Regionen den Wertschöpfungsan-
teil der Industrie über den Außenhandel 
erhöhen. Hier gibt es Spielraum für eine ak-
tive Industriepolitik, den in den vergangenen 
Jahren vor allem China und andere Schwel-
lenländer mit erfolgreichen Exportstrategien 
genutzt haben. Global betrachtet handelt 
es sich bei gegebenem Verbrauch an Indus-
triegütern aber um ein Nullsummenspiel. An-
gesichts der intensiven Bemühungen aller 
großen Wirtschaftsräume, ihre Wettbewerbs-
position im internationalen Warenhandel zu 
verbessern, ist das Potenzial für anhaltend 
positive Nettoeffekte, die den Industrieanteil 
in der EU erhöhen, daher begrenzt. 

4.3 Important Projects of Common 
European Interest (IPCEI) 

Im Zuge der Rückkehr der Industriepolitik hat 
die Europäische Union ein Rechtsinstrument 

6)  Q: UN National Accounts Database.  
7)  Das ist kein gänzlich unrealistisches Szenario: Bei-
spielsweise könnte die Fragmentierung der globalen 
Handelsbeziehungen das Produktivitätswachstum in 
der Industrie beeinträchtigen. Störungen der Wert-
schöpfungsketten könnten durch geopolitische Ver-
werfungen oder Umweltkatastrophen entstehen. Um-
gekehrt dürfte der Einsatz generativer KI-Modelle in 
zahlreichen informationsverarbeitenden Dienstleistun-
gen (z. B. Verwaltung, Marketing, Forschung) zu höhe-
ren Produktivitätsgewinnen führen als in der industriel-
len Fertigung, die bereits weitreichend automatisiert 
ist. 

"Schlüsseltechnologien" 
sollten die horizontale 
Standortpolitik 
ergänzen.  
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zur Bewältigung europäischer Großprojekte 
aktiviert, das bereits im EWG-Vertrag von 
1957 verankert, aber über verschiedene Do-
kumente verstreut und daher weitgehend 
ungenutzt geblieben war: die Important Pro-
jects of Common European Interest (IPCEI). 
Im Jahr 2014 führte die Europäische Kommis-
sion die verschiedenen Regelungen erstmals 
in einer eigenen, umfassenden IPCEI-Mittei-
lung zusammen und schuf damit die Grund-
lage für die systematische Anwendung des 
Instruments im Rahmen einer integrierten eu-
ropäischen Industriestrategie8).  

IPCEI begründen eine Ausnahme im euro-
päischen Beihilfenrecht zur Förderung von 
Großprojekten von besonderer strategischer 
Bedeutung für die EU (Polt et al., 2021a). Die 
Europäische Kommission prüft, erteilt und 
überwacht die Umsetzung, während die Fi-
nanzierung der Projekte im Wesentlichen 
durch die beteiligten Mitgliedsländer und 
Unternehmen erfolgt. Als IPCEI definierte 
Vorhaben müssen verschiedenen Kriterien 
genügen. Dazu gehören die Beteiligung 
mehrerer Mitgliedsländer, bedeutende Bei-
träge zu übergeordneten europäischen Zie-
len, der Nachweis von "Markt-" oder "System-
versagen" sowie ein Fokus auf grundlegende 
Produkt- oder Prozessinnovationen.  

Seit der ersten Mitteilung im Jahr 2014 hat 
die Europäische Kommission elf integrierte 
IPCEI in den Bereichen Mikroelektronik, Bat-
terien, Wasserstoff, Cloud-Infrastruktur 
und -Services, Gesundheit sowie speziali-
sierte KI-Projekte genehmigt. Österreich nutzt 
dieses Instrument mit bisher 19 Beteiligungen 
heimischer Unternehmen an vier IPCEI-Initi-
ativen in den Bereichen Mikroelektronik, Bat-
terien und Wasserstoff sehr aktiv. Die Indust-
riestrategie Österreich 2035 kündigte die Be-
teiligung an einem weiteren IPCEI für fort-
schrittliche Halbleitertechnologien an. 

4.4 Investitionskontrolle 

Im Rahmen einer Aktualisierung der indust-
riepolitischen Strategie schuf die Europäi-
sche Kommission (2017) einen neuen Rah-
men für die Überprüfung ausländischer Di-
rektinvestitionen, die als Risiko für die Sicher-
heit oder öffentliche Ordnung eingestuft 
werden (FDI-Screening). 2019 wurde eine 

entsprechende Verordnung erlassen, die 
den Mitgliedsländern Rechtssicherheit und 
vermehrten Spielraum bei der Prüfung und 
allfälligen Untersagung von Unternehmens-
übernahmen aus Drittländern außerhalb der 
EU, des EWR oder der Schweiz gibt. Die 
Screening-Mechanismen haben sich seither 
zu einem flächendeckenden System entwi-
ckelt. Zu Jahresbeginn 2026 verfügten prak-
tisch alle EU-Mitgliedsländer über ein Kon-
trollverfahren für ausländische Direktinvestiti-
onen oder es stand dessen Einführung un-
mittelbar bevor. 

Um den neuen, erheblich erweiterten euro-
päischen Rahmenbedingungen Rechnung 
zu tragen, hat die österreichische Bundesre-
gierung bereits im Juli 2020 ein eigenes In-
vestitionskontrollgesetz (InvKG) in Kraft ge-
setzt9). Es regelt die Kontrolle ausländischer 
Direktinvestitionen natürlicher oder juristi-
scher Personen aus Drittländern in österrei-
chische Unternehmen. FDI sind genehmi-
gungspflichtig, wenn Investor:innen Stimm-
rechtsanteile über bestimmten Mindest-
schwellen erwerben. Kleinstunternehmen mit 
weniger als zehn Beschäftigten und einem 
jährlichen Umsatz unter 2 Mio. € sind davon 
ausgenommen. 

In der EU-Verordnung von 2019 wurden als 
Minimalkonsens lediglich gemeinsame 
Grundprinzipien festgelegt, während die ein-
zelnen Mitgliedsländer über die Einführung 
und konkrete Ausgestaltung der Investitions-
kontrollen entscheiden konnten. Daraus 
folgten beträchtliche nationale Unter-
schiede und ein fragmentiertes regulatori-
sches Umfeld. Um die Fragmentierung zu 
überwinden, einigten sich die EU-Institutio-
nen im Dezember 2025 auf eine Überarbei-
tung des FDI-Screenings mit dem Ziel einer 
weitreichenden Harmonisierung10). Die Mit-
gliedsländer werden ihre Systeme weiterhin 
über die Mindestanforderungen hinaus er-
weitern können, neue Mindeststandards sol-
len allerdings die regulatorische Fragmentie-
rung verringern und die Planbarkeit für Inves-
tor:innen erhöhen. Im Einklang mit den Ver-
änderungen in den Rahmenbedingungen 
auf EU-Ebene ist die Reform des Investitions-
kontrollgesetzes ein wesentlicher Bestandteil 
der Industriestrategie Österreich 2035. 

5. Neue Herausforderungen 
5.1 Doppelte Transformation und 

Souveränität 

Im Jahr 2020 stellte die Europäische Kommis-
sion (2020) eine neue, an den drei überge-
ordneten Prioritäten Wettbewerbsfähigkeit, 
ökologische Transformation und Digitalisie-

 
8)  https://competition-policy.ec.europa.eu/state-
aid/ipcei_en. 
9)  https://www.bmwet.gv.at/Ministerium/Rechtsvor 
schriften/aussenwirtschaftsrecht/Investitionskontroll 
gesetz.html. 

rung ausgerichtete Industriestrategie vor. 
Neben den zahlreichen Plänen und Maß-
nahmen zu einzelnen Bereichen ist vor allem 
die Neuausrichtung der übergeordneten 
Ziele bemerkenswert. Im Mittelpunkt steht 
die Sorge um die technologische und wirt-
schaftliche Souveränität der EU vor dem 

10)  https://policy.trade.ec.europa.eu/news/revision-
eus-foreign-investment-screening-mechanism-2025-
12-11_en?prefLang=de. 

IPCEI ermöglichen die 
Förderung von Großpro-

jekten von besonderer 
strategischer Bedeutung 

für die Europäische 
Union. 

Österreich hat bereits 
2020 ein Investitionskon-

trollgesetz eingeführt, 
das die Kontrolle auslän-

discher Direktinvestitio-
nen aus Drittländern 

regelt. 

https://www.bmwet.gv.at/Ministerium/Rechtsvorschriften/aussenwirtschaftsrecht/Investitionskontrollgesetz.html
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Hintergrund wahrgenommener Asymmetrien 
im internationalen Wettbewerb. Neben die-
sem ungewohnt defensiven Ziel stellt sich die 
EU offensiv den Herausforderungen zweier 
großer gesellschaftlicher Transformationen: 
sie will bei der Digitalisierung weltweit eine 
Führungsrolle einnehmen und bis 2050 klima-
neutral werden. Auch die Industriestrategie 
Österreich 2035 hebt dieses Ziel der Twin-
Transition wiederholt als ein wesentliches 
Leitbild hervor. 

Im Hinblick auf den Einsatz neuer industrie- 
und handelspolitischer Instrumente ist insbe-
sondere die Einführung eines CO2-Grenz-
ausgleichsmechanismus (Carbon Border 
Adjustment Mechanism – CBAM) für emissi-
onsintensive Branchen von Bedeutung. Da-
mit will die EU den Zielkonflikt zwischen wirt-
schaftlicher Wettbewerbsfähigkeit und öko-
logischer Transformation auflösen und Wett-
bewerbsnachteile auf dem Binnenmarkt, die 
durch niedrigere Standards und eine gerin-
gere Bepreisung von CO2-Emissionen in Dritt-
ländern entstehen, unterbinden. Mit Jahres-
beginn 2026 ist der CBAM von einer zweijäh-
rigen Übergangsphase mit reinen Berichts-
pflichten in die verbindliche Regelphase 
übergetreten. Sie ist verbunden mit einem 
konkreten Bepreisungsmechanismus für die 
in ausgewählten Warenimporten enthalte-
nen CO2-Emissionen.  

In der Industriestrategie Österreich 2035 
spielt der CBAM nur eine untergeordnete 
Rolle. So enthält sie z. B. keine Forderung 
nach einer Kompensation für die CO2-Be-
preisung von EU-Exporten, die in Verbindung 
mit den bestehenden Regelungen ein Ende 
der Zuteilung von Freizertifikaten an beson-
ders emissionsintensive EU-Unternehmen er-
lauben würde. Stattdessen will sich die öster-
reichische Bundesregierung auf EU-Ebene für 
eine Verlängerung der Freizertifikate über 
das Jahr 2034 hinaus einsetzen. 

5.2 Resilienz und "Offene Strategische 
Autonomie" 

Das erste Jahr der Umsetzung der Industrie-
strategie von 2020 war von der COVID-19-
Pandemie geprägt, die umfangreiche öf-
fentliche Hilfen und Sonderprogramme zur 
Unterstützung der europäischen Wirtschaft 
erforderte. Die Europäische Kommission 
(2021) sah sich daher veranlasst, ihre indust-
riepolitische Strategie bereits nach einem 
Jahr zu aktualisieren.  

Die bedeutendste Neuerung bestand in der 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF)11) sowie 
den darauf beruhenden Aufbau- und Resili-
enzplänen der EU-Mitgliedsländer. Die ARF 

 
11)  https://commission.europa.eu/business-economy-
euro/economic-recovery/recovery-and-resilience-
facility_de.  

sollte die Krisenbekämpfung mit den strate-
gischen Zielen der grünen und digitalen 
Transformation sowie der Finanzierung der 
damit einhergehenden enormen Investiti-
onsbedarfe verknüpfen. Sie trat im Februar 
2021 befristet in Kraft. Die Ausnahme vom 
Verbot der Schuldenfinanzierung ermög-
lichte es der Europäischen Kommission, im 
Namen der EU durch die Emission von Anlei-
hen bis zu 750 Mrd. € auf dem Kapitalmarkt 
aufzunehmen. Die Mittel wurden teilweise als 
Darlehen und teilweise als nicht rückzahl-
bare Zuschüsse an die Mitgliedsländer wei-
tergegeben und ihre Vergabe an Mindest-
quoten gebunden: So mussten zumindest 
37% der Mittel für klimabezogene Maßnah-
men und mindestens 20% für Digitalisierung 
verwendet werden. Bis August 2026 müssen 
alle Mitgliedsländer die in ihren Aufbau- und 
Resilienzplänen vereinbarten Meilensteine 
und Ziele erreicht haben. Die Rückzahlung 
der Anleihen soll ab 2028 über den EU-Haus-
halt erfolgen und bis spätestens 2058 abge-
schlossen sein. 

Neben diesen Maßnahmen rückte mit dem 
Ziel einer Offenen Strategischen Autonomie 
die Forderung nach einer strukturellen Stär-
kung der Krisenfestigkeit und strategischen 
Selbstbestimmung bei gleichzeitiger Offen-
heit für internationalen Handel und Investitio-
nen weiter ins Zentrum der EU-Politik. Mehr 
Resilienz will die EU dadurch erreichen, dass 
sie in ausgewählten Gütergruppen, die für 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit, Gesundheitsversorgung oder von 
kritischen Lieferketten von besonderer Be-
deutung sind, ihre Importabhängigkeit von 
wenig diversifizierten ausländischen Anbie-
tern verringert. Wenn keine ausreichende 
Diversifizierung der Lieferbeziehungen mög-
lich ist, kann Resilienz auch durch strategi-
sche Bevorratung, die Ansiedlung internatio-
naler Hersteller oder den Aufbau einer eige-
nen Produktion in der EU erreicht werden. 

Zwischen 2021 und 2024 wurden zudem 
mehrere spezialisierte Instrumente verab-
schiedet. So zielt etwa der "European Chips 
Act" darauf ab, den Marktanteil der EU in 
der Halbleiterproduktion von unter 10% bis 
2030 auf 20% zu erhöhen12). Insgesamt sollen 
durch die Förderung von Forschung und Ent-
wicklung sowie durch Ausnahmeregelungen 
für Staatshilfen im Bereich der Halbleiterferti-
gung Investitionen in Höhe von 43 Mrd. € 
mobilisiert werden (Dachs, 2023). Zusätzlich 
sind Maßnahmen zur Überwachung der 
weltweiten Lieferketten vorgesehen. Ein wei-
teres spezialisiertes Instrument der Industrie-
politik ist der "Critical Raw Materials Act" 
(CRMA), der ehrgeizige Ziele für den Ausbau 
der europäischen Kapazitäten an kritischen 

12)  https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/ 
european-chips-act.  

Die Europäische Union 
will bei der Digitalisie-
rung und Ökologisierung 
weltweit eine Führungs-
rolle übernehmen. 

Die Aufbau- und Resili-
enzfazilität verknüpfte 
die Krisenbekämpfung 
nach der COVID-19-
Pandemie mit den stra-
tegischen Zielen der 
doppelten Transforma-
tion. 

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/european-chips-act


WIFO  ■  Monatsberichte 2/2026, S. 71-81 Standortqualität 77 
 

Rohstoffen festlegt13). Schließlich wurde 2025 
der "REPowerEU"-Plan aktualisiert und um ei-
nen umfassenden Fahrplan erweitert, um die 
Abhängigkeit von russischen Energieimpor-
ten bis 2027 zu überwinden14). Mit diesen Ini-
tiativen bemüht sich die EU aktiv, strate-

gische Antworten auf die neuen Herausfor-
derungen zu finden. Allerdings bestehen be-
rechtigte Zweifel an der Kohärenz der hoch-
gesteckten Ziele mit den dafür mobilisierten 
neuen Mitteln. 

6. Aktuelle Entwicklungen 
6.1 Die Berichte von Letta und Draghi 

Zwei einflussreiche Berichte mit jeweils sehr 
ernüchternden Diagnosen zur Wettbewerbs-
fähigkeit der EU prägen derzeit die industrie-
politische Diskussion. Der Bericht von Letta 
(2024) stellt vor allem auf die Stärkung des 
EU-Binnenmarktes als Grundlage für industri-
elle Wettbewerbsfähigkeit ab. Er betont die 
Notwendigkeit, den fragmentierten Binnen-
markt zu vereinheitlichen, damit europäi-
sche Unternehmen rascher wachsen und im 
globalen Wettbewerb bestehen können. Zu-
dem fordert er die Umsetzung einer echten 
Kapitalmarktunion, um für die notwendigen 
Investitionen private Ersparnisse zu mobilisie-
ren. Viele dieser Ansatzpunkte finden sich 
auch in dem Bericht von Draghi (2024). Er 
fordert ebenso wie Letta eine massive Aus-
weitung der Investitionen in Forschung und 
Entwicklung, Digitalisierung, Bildung und Inf-
rastruktur, die Reduktion von Energiekosten 
sowie den Abbau administrativer Belastun-
gen15). Beide betonen, wie wichtig die Voll-
endung der Kapitalmarktunion wäre, um die 
großen Investitionsbedarfe zu decken. Wäh-
rend Letta die Mitgliedsländer dazu ver-
pflichten möchte, mehr nationale Mittel in 
EU-weite Initiativen einzubringen, betont 
Draghi die Möglichkeit der gemeinsamen 
Schuldenaufnahme durch EU-Anleihen. 

Kritisch zu sehen ist, dass beide Berichte die 
Wettbewerbspolitik im Kontext strenger Fusi-
onskontrollen tendenziell als Hindernis für die 
Skalierung weltweit agierender europäischer 
Unternehmen betrachten. Gegen die ver-
breitete Vorstellung, dass weniger Wettbe-
werb durch strategische Konsolidierungen 
die Wettbewerbsfähigkeit europäischer Un-
ternehmen auf dem Weltmarkt verbessern 
könnte, sprechen nicht nur theoretische 
Überlegungen, sondern auch die empirische 
Evidenz erfolgreicher Industriepolitik im asiati-
schen Raum (Aghion et al., 2015; Lee et al., 
2021). Vielmehr zählt auch dort ein selektives 
Wettbewerbsumfeld auf dem eigenen Markt 
zu den wesentlichen Erfolgsfaktoren (Beispiel 
Elektromobilität in China)16).  

 
13)  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/ 
?uri=OJ:L_202401252.  
14)  https://commission.europa.eu/topics/energy/ 
repowereu_de.  
15)  Janger (2025) bietet eine rezente Diskussion des 
Draghi-Berichtes. 
16)  Zum Verhältnis von Industriepolitik und Wettbewerb 
existiert bereits eine umfangreiche ökonomische Lite-

6.2 Kompass für Wettbewerbsfähigkeit 

Die Berichte von Letta und Draghi hatten er-
heblichen Einfluss auf die Prioritätensetzung 
der Europäischen Kommission. Diese stellte 
im Jänner 2025 den Kompass für Wettbe-
werbsfähigkeit als Fünfjahresrahmen für ihre 
Aktivitäten vor und schrieb die Wettbe-
werbsfähigkeit als übergeordnetes Hand-
lungsprinzip der EU fest17). Es werden zwar 
weiterhin auch die soziale und ökologische 
Dimension der Wettbewerbsfähigkeit be-
rücksichtigt, doch stehen wirtschaftliche As-
pekte klar im Vordergrund. 

Der Kompass basiert unmittelbar auf dem 
Draghi-Report und identifiziert drei "transfor-
mative Imperative" für die EU. Der erste Im-
perativ ist das Schließen der Innovationslü-
cke gegenüber den USA und China sowie 
des damit verbundenen Rückstands im Pro-
duktivitätswachstum. Gelingen soll das 
durch die Beseitigung struktureller Barrieren 
und eine Dynamisierung der Wirtschaft. Der 
zweite Imperativ ist ein Fahrplan für Dekar-
bonisierung und Wettbewerbsfähigkeit, die 
nicht als konkurrierende, sondern als inte-
grierte Ziele verstanden und gemeinsam ver-
folgt werden sollen. Der dritte Imperativ be-
tont das Ziel der Offenen Strategischen Auto-
nomie zur Verringerung bestehender Abhän-
gigkeiten sowie der Erhöhung der Sicherheit.  

Zur Unterstützung dieser drei Säulen definiert 
der Kompass fünf horizontale Erfolgsfaktoren, 
welche die Wettbewerbsfähigkeit über alle 
Sektoren hinweg stärken sollen. Dazu zählen 
erstens die Verringerung der administrativen 
Belastung von Unternehmen und zweitens 
die Vollendung des Binnenmarktes, insbe-
sondere der von Letta und Draghi eingefor-
derten Kapitalmarktunion. Damit eng ver-
bunden ist drittens die Finanzierung der um-
fangreichen Investitionsvorhaben durch eine 
geplante "Union für Sparen und Investitio-
nen" sowie einen reformierten EU-Haushalt 
mit einem neuen Fonds für Wettbewerbsfä-
higkeit. Der für das Schließen der Innovati-
ons- und Wachstumslücke besonders wich-
tige Bereich der Venture-Finanzierung wird in 

ratur. Aktuelle Beispiele sind die Arbeiten von Tirole 
(2024), Duso und Peitz (2025), Hottenrott et al. (2025) 
sowie Schnitzer und Weber (2025). 
17)  Siehe Europäische Kommission (2025a) sowie 
Felbermayr und Pekanov (2025), Pekanov (2025) bzw. 
Vogel (2025) für eine zusammenfassende Diskussion. 

Der EU-Kompass für 
Wettbewerbsfähigkeit 
baut auf dem Draghi-

Bericht auf und entwirft 
einen Fünfjahresrahmen 

für die europäische 
Politik. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401252
https://commission.europa.eu/topics/energy/repowereu_de
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der ebenfalls 2025 vorgestellten "EU-Startup- 
and Scale-up-Strategy" behandelt18). Die 
vierte horizontale Aktivitätsleiste adressiert 
die Qualifikation von Arbeitskräften, Be-
schäftigung sowie soziale Fairness. Fünftens 
wurde zur Verbesserung der europäischen 
Governance ein neues "Koordinierungsinstru-
ment für Wettbewerbsfähigkeit" angekün-
digt. Es soll die Abstimmung der Wettbe-
werbsstrategien innerhalb der EU und zwi-
schen den Mitgliedsländern verbessern. 

Ein wichtiges Instrument zur Umsetzung des 
Kompass sind die "Omnibus"-Pakete zur Ver-
einfachung und Entbürokratisierung des EU-
Regelwerks. Dabei fasst die Europäische 
Kommission mehrere Rechtsvorschriften aus 
verschiedenen Politikbereichen in gebündel-
ten Reformpaketen zusammen, anstatt viele 
kleine Einzeländerungen separat zu be-
schließen19). Ein Schwerpunkt liegt auf der 
Harmonisierung von Berichtspflichten. Unter-
nehmen sollen nicht mehr für jede Regulie-
rung getrennt Daten sammeln und Berichte 
erstellen müssen. Stattdessen wird eine ein-
heitliche Struktur angestrebt, welche die An-
forderungen verschiedener Richtlinien inte-
griert. Das erste, im Februar 2025 veröffent-
lichte Omnibus-Paket konzentriert sich auf 
die Vereinfachung der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung und der Sorgfaltspflichten in 
den Lieferketten20). Ein zweites Paket befasst 
sich mit der Vereinfachung von EU-Investi-
tionsprogrammen (InvestEU), ein drittes Pa-
ket mit der Gemeinsamen Agrarpolitik. Wei-
tere Omnibus-Pakete sind in Vorbereitung.  

Ebenfalls im Februar 2025 vorgestellt wurde 
der Clean Industrial Deal, der Dekarbonisie-
rung und Wettbewerbsfähigkeit als inte-
grierte Komponenten einer einzigen Wachs-
tumsstrategie behandelt und sechs Schwer-
punkte benennt: einen Plan für bezahlbare 
Energie, die Finanzierung der Transformation, 
Kreislaufwirtschaft, internationale Partner-

schaften, Leitmärkte für grüne Technologien 
und den Bedarf an Fachkräften. Der Deal 
umfasst eine Reihe weiterer Maßnahmen. So 
wurde im Juni 2025 das neue "Clean Industry 
State Aid Framework" (CISAF) verabschie-
det, das den Mitgliedsländern ein Instrumen-
tarium an die Hand gibt, um strategische In-
dustriezweige in den Bereichen erneuerbare 
Energien, Dekarbonisierung und saubere 
Technologien zu unterstützen. Als Finanzie-
rungsvehikel angekündigt wurde die "Indust-
rial Decarbonisation Bank" mit einem Volu-
men von 100 Mrd. €. Zudem soll der ge-
plante "Industrial Decarbonisation Accelera-
tor Act" Genehmigungsverfahren für Dekar-
bonisierungsprojekte vereinfachen und die 
Kriterien für die öffentliche Beschaffung har-
monisieren21). 

Parallel zum "Clean Industrial Deal" verab-
schiedete die Europäische Kommission eine 
Reihe sektorspezifischer Aktionspläne, die 
zum Teil frühere Pläne ersetzen oder aktuali-
sieren. Sie betreffen etwa die Stahlindustrie, 
den Automobilsektor, die chemische Indust-
rie, Biotechnologie, Raumfahrt, Künstliche In-
telligenz oder die Quantentechnologie. Auf-
grund der aktuellen geopolitischen Umbrü-
che ist aber vor allem die militärische Sicher-
heit in den Fokus der EU-Industriepolitik ge-
rückt. Mit der im Oktober 2025 präsentierten 
European Defense Readiness Roadmap 2030 
sollen unter dem Leitprinzip "Buy more, buy 
together, buy European" kritische Lücken in 
der Verteidigungsfähigkeit der EU geschlos-
sen und die europäische Rüstungsindustrie 
gestärkt werden. Damit verbunden ist ein 
EU-weiter Rüstungsindustrialisierungsplan, der 
Künstliche Intelligenz, Drohnen, Raumfahrt-
systeme und die Munitionsproduktion priori-
siert. Zudem sieht er etwa militärische Mobili-
tätszonen analog zum Schengen-Raum vor, 
um Truppenbewegungen zu beschleuni-
gen22). 

7. Fazit und Ausblick 

Die europäische Industriepolitik blickt auf 
eine wechselvolle Geschichte zurück, die zu-
letzt vor allem von Krisen und teils dramati-
schen Veränderungen der äußeren Rah-
menbedingungen bestimmt wird. Zum stei-
genden Wettbewerbsdruck aus China und 
anderen Schwellenländern kommen wach-
sende technologische Lücken und damit 
verbunden wirtschaftliche und sicherheits-
politische Abhängigkeiten von den USA in 
Schlüsselbereichen wie Digitalisierung, KI 
oder Verteidigung. Angesichts der Krise der 
regelbasierten internationalen Ordnung so-
wie einer zunehmend enthemmten Geo-

 
18)  https://research-and-innovation.ec.europa. 
eu/strategy/strategy-research-and-innovation/jobs-
and-economy/eu-startup-and-scaleup-strategy_en. 
19)  Die Bezeichnung "Omnibus" stammt aus dem Latei-
nischen und bedeutet "für alle". 
20)  Siehe z. B. Felbermayr et al. (2025). 

politik treten ökonomische Grundsatzfragen 
über die Sinnhaftigkeit industriepolitischer 
Eingriffe in den Hintergrund. Das Gleiche gilt 
für überzogene, symbolbeladene politische 
Zielsetzungen, die falsche Erwartungen we-
cken und den Blick auf dringlichere Heraus-
forderungen verstellen.  

Nach Jahrzehnten der Selbstfindung mit 
wechselnder Intensität und Ausrichtung hat 
die EU mit dem Konzept einer integrierten In-
dustriepolitik, welche die horizontale 
Standortpolitik mit ausgewählten strategi-
schen Schwerpunkten verbindet, die 

21)  https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/ 
carriage/industrial-decarbonisation-accelerator-
act/report?sid=9101.  
22)  https://defence-industry-space.ec.europa.eu/ 
document/download/513de692-d08c-40cc-80c3-
cb6611ace178_en?filename=EU-Defence-Industry-
Transformation-Roadmap.pdf.  

https://research-and-innovation.ec.europa.eu/strategy/strategy-research-and-innovation/jobs-and-economy/eu-startup-and-scaleup-strategy_en
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/carriage/industrial-decarbonisation-accelerator-act/report?sid=9101
https://defence-industry-space.ec.europa.eu/document/download/513de692-d08c-40cc-80c3-cb6611ace178_en?filename=EU-Defence-Industry-Transformation-Roadmap.pdf
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Weichen für eine Konsolidierung ihrer Indust-
riepolitik gestellt. Seither wird mit zahlreichen 
neuen Instrumenten (z. B. Schlüsseltechnolo-
gien, IPCEI, Investitionskontrolle oder CBAM) 
versucht, die strategischen Handlungsmög-
lichkeiten beständig zu erweitern. Dieses 
Vorhaben stößt auf die bekannten Hinder-
nisse: die fehlende Einigkeit und Koordina-
tion zwischen den Mitgliedsländern sowie 
die schwierige Governance gemeinsamer 
Projekte, die aus der Komplexität der EU-
Institutionen folgen. Paradoxerweise erweist 
sich ausgerechnet der zunehmende äußere 
Druck als das wirksamste Mittel, um diese 
Hürden zu überwinden. 

Denn auf dem Spiel steht nicht weniger als 
die technologische, wirtschaftliche und si-
cherheitspolitische Souveränität der EU23), 
die zunehmend in den Fokus der Politik rückt. 
So ist etwa die Sicherheit und Verteidigungs-
fähigkeit der EU zu einem zentralen Transfor-
mationsziel aufgestiegen, während ambitio-
nierte ökologische und soziale Vorhaben, 
deren Nutzen vor allem auf globaler Ebene 
spürbar wäre, teilweise abgeschwächt und 
entschärft wurden (z. B. Klimapolitik, Liefer-
kettengesetz). Die Schwerpunktverschie-
bung ist aufgrund der Dringlichkeit der aktu-
ellen Herausforderungen verständlich. Sie 

birgt aber auch die Gefahr, dass langfristige 
Transformationsziele dauerhaft durch kurzfris-
tige Herausforderungen verdrängt werden.  

Abseits der Schwerpunkte auf EU-Ebene 
muss Österreich eine Vielzahl eigener stand-
ortpolitischer Hausaufgaben lösen24). Beson-
ders dringlich sind u. a. die Budgetkonsoli-
dierung, die nachhaltige Eindämmung der 
Inflation, die Deckung des Fachkräftebe-
darfs, die vermehrte Bereitstellung von Wag-
niskapital oder die Senkung der Bürokratie-
kosten. Eine strategische Industriepolitik als 
Antwort auf die großen geoökonomischen 
Herausforderungen erfordert jedoch euro-
päische Lösungen. Die Nationalstaaten müs-
sen ihre Industriepolitik darauf abstimmen, 
diese Lösungen mittragen (z. B. Freihandels-
abkommen) und innerhalb der Schwer-
punkte der EU ihre spezifischen Stärken und 
Chancen für eine eigenständige Entwick-
lung nützen. Eine wesentliche Herausforde-
rung für die nationale Industriepolitik wird 
daher darin bestehen, Forschungseinrichtun-
gen und Unternehmen dabei zu unterstüt-
zen, sich innerhalb der großen europäischen 
Schwerpunkte und der sich daran orientie-
renden neuen Netzwerke in attraktiven Ni-
schen zu positionieren und diese gemeinsam 
weiterzuentwickeln. 
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